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Zusammenstellung 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der Lohnzahlung 
an Feiertagen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

(1) Für die Arbeitszeit, die infolge eines 
gesetzlichen Feiertags ausfällt, ist vom Arbeit- 
geber den Arbeitnehmern der Arbeitsver- 
dienst zu zahlen, den sie ohne den Arbeits- 
ausfall erhalten hätten. Dies gilt nicht, so- 
weit Feiertage auf einen Sonntag fallen. 

(2) Arbeitnehmer, die am letzten Arbeits- 
tag vor oder am ersten Arbeitstag nach Feier- 
tagen ohne genügende Entschul- 
digung der Arbeit fernbleiben, haben 
keinen Anspruch auf Bezahlung für diese 
Feiertage. 

(3) Für die in Heimarbeit Beschäftigten 
kann nur durch Landesrecht eine ent- 
sprechende Regelung getroffen werden. 

S 2 

Wird an Feiertagen im Sinne des § 1 Ab- 
satz 1 Satz 1 gearbeitet, so regelt sich die 
Bezahlung des Feiertagszuschlags nach den 
tariflichen Bestimmungen. Dies gilt auch für 
die von tariflichen Bestimmungen nicht er- 
faßten Arbeitsverhältnisse von Personen, die 
nur deshalb nicht unter den Geltungsbereich 
der tariflichen Bestimmungen fallen, weil sie 
keiner Tarifvertragspartei als Mitglied ange- 
hören. Besteht eine tarifliche Regelung nicht, 
so ist die Arbeit mit einem Zuschlag von 
Hundert vom Hundert zu vergüten. 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der Lohnzahlung 
an Feiertagen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

(1) unverändert 


(2) Arbeitnehmer, die am letzten Arbeits- 
tag vor oder am ersten Arbeitstag nach Feier- 
tagen unentschuldigt der Arbeit fernbleiben, 
haben keinen Anspruch auf Bezahlung für 
diese Feiertage. 

(3) entfällt 

S 2 

entfällt 


§ 2 a 

(1) Die in Heimarbeit Beschäftigten (§ 1 
Absatz 1 des Heimarbeitsgesetzes vom 14. 
März 1951 — BGBl. I S. 191 — ) haben gegen 
den Auftraggeber oder Zwisdienmeister An- 
spruch auf Feiertagsbezahlung nadhi Maßgabe 
der Absätze 2 bis 5. Den gleichen Anspruch 
haben die in § 1 Absatz 2 Buchst, a bis d des 
Heimarbeitsgesetzes (HAG) bezeidineten 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 


Personen, wenn sie hinsichtlich der Feiertags- 
bezahlung gleichgestellt werden; die Vor- 
schriften des § 1 Absatz 3 Satz 3 und Ab- 
sätze 4 und 5 HAG finden Anwendung. Eine 
Gleichstellung, die sich auf die Entgeltrege- 
lung erstreckt, gilt auch für die Feiertagsbe- 
zahlung, wenn diese nicht ausdrücklich von 
der Gleichstellung ausgenommen ist. 

(2) Das Feiertagsgeld beträgt für Jeden 
Feiertag im Sinne des § 1 Absatz 1 dieses Ge- 
setzes zwei Drittel vom Hundert des in 
einem Zeitraum von sechs Monaten ausge- 
zahlten reinen Arbeitsentgeltes ohne Un- 
kostenzuschläge. Hierbei ist für die Feiertage, 
die in den Zeitraum vom 1. Mai bis 31. Ok- 
tober fallen, der vorhergehende Zeitraum 
vom 1. November bis 30. April und für die 
Feiertage, die in den Zeitraum vom 1. No- 
vember bis 30. April fallen, der vorher- 
gehende Zeitraum vom 1. Mai bis 31. Ok- 
tober zugrunde zu legen. Der Anspruch auf 
Feiertagsgeld ist unabhängig davon, ob im 
laufenden Halbjahreszeitraum noch eine Be- 
schäftigung in Heimarbeit für den Auftrag- 
geber stattfindet. 

(3) Das Feiertagsgeld ist jeweils bei der 
Entgeltzahlung vor dem Feiertag zu zahlen. 
Ist die Beschäftigung vor dem Feiertag unter- 
brochen worden, so ist das Feiertagsgeld 
spätestens drei Tage vor dem Feiertag auszu- 
zahlen. Besteht bei der Einstellung der Aus- 
gabe von Heimarbeit zwischen den Beteilig- 
ten Einvernehmen, das Helmarbeitsverhältnis 
nicht wieder fortzusetzen, so ist dem Berech- 
tigten bei der letzten Entgeltzahlung das 
Feiertagsgeld für die noch übrigen Feiertage 
des laufenden sowie für die Feiertage des fol- 
genden Halbjahreszeitraumes zu zahlen. Das 
Feiertagsgeld ist jeweils bei der Auszahlung 
in die Entgeltbelege (§ 9 HAG) einzutragen. 

(4) Übersteigt das Feiertagsgeld, das der 
nach Absatz 1 anspruchsberechtigte Hausge- 
werbetreibende oder im Lohnauftrag arbei- 
tende Gewerbetreibende (Anspruchsberech- 
tigte) für einen Feiertag auf Grund des § 1 
dieses Gesetzes seinen fremden Hilfskräften 
(§ 2 Absatz 6 HAG) gezahlt hat, den Betrag, 
den er auf Grund der Absätze 2 und 3 
dieses Paragraphen für diesen Feiertag erhal- 
ten hat, so haben ihm auf Verlangen seine 
Auftraggeber oder Zwischenmeister den Mehr- 
betrag anteilig zu erstatten. Ist der Anspruchs- 
berechtigte gleichzeitig Zwischenmeister, so 
bleibt hierbei das für die Heimarbeiter 
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Entwurf 


§ 3 

Die zur Durchführung des Gesetzes erfor- 
derlichen allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten erläßt der Bundesminister für Arbeit. 

§ 4 

Das Gesetz tritt a m T a g e nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

Gleichzeitig treten das Gesetz 
vom 2 7. Februar 1934 über die 
Feiertage (RGBl. S. 129), das Gesetz 
über die Lohnzahlung am 1. Mai vom 
26. April 1934 (RGBl. S. 337), die Anord- 
nung über die Lohnzahlung an Feiertagen 
vom 3. Dezember 1937 (R A B 1. S. 3 2 0), die 
Anordnung über den Fortfall der Fciertags- 
bezahlung bei unentschuldigtem Fernbleiben 
von der Arbeit vor oder nach Feiertagen vom 
16. März 1940 (RABL I S. 125) und die 
zweite Anordnung des Reichs bevollmäch- 
tigten für den Arbeitseinsatz vom 23. Sep- 
tember 1944 (Reichsanzeiger Nr. 
224/ 4 4), sowie alle bisherigen entgegen- 
stehenden landesgesetzlichen 
Bestimmungen über die Lohnzahlung an 
Feiertagen außer Kraft. 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 

oder Hausgewerbetreibenden empfangene 
und weiter gezahlte Feiertagsgeld außer 
Ansatz. Nimmt ein Anspruchsberechtig- 
ter eine Erstattung nach Satz 1 in An- 
spruch, so können ihm bei Einstellung der 
Ausgabe von Heimarbeit die erstatteten Be- 
träge auf das Feiertagsgeld angerechnet wer- 
den, das ihm auf Grund des Absatzes 2 und 
Absatzes 3 Satz 3 für die dann noch übrigen 
Feiertage des laufenden sowie für die Feier- 
tage des folgenden Halbjahreszeitraumes zu 
zahlen ist. 

(5) Das Feiertagsgeld gilt als Entgelt im 
Sinne der Vorschriften des Heimarbeits- 
gesetzes über Mithaftung des Auftraggebers 
(§21 Absatz 2), über Entgeltschutz (§§ 23 
bis 27) und über Auskunftspflicht über Ent- 
gelte (§ 28); hierbei finden die §§ 24 bis 26 
HAG Anwendung, wenn ein Feiertagsgeld 
gezahlt ist, das niedriger ist als das in diesem 
Gesetz festgesetzte. 

§ 3 

entfällt 


§ 4 

Das Gesetz tritt einen Monat nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes treten 
das Gesetz über die Lohnzahlung am 
Nationalen Feiertag des Deutschen Volkes 
vom 26. April 1934 (RGBl. I S. 337), die An- 
ordnung über die Lohnzahlung an Feiertagen 
vom 3. Dezember 1937 (DRAnz. Nr. 280), 
die Bestimmungen für die Heimarbeit über 
die Lohnzahlung an Feiertagen vom 15. De- 
zember 1937 (DRAnz. Nr. 291) in der Fas- 
sung vom 28. Oktober 1942 (DRAnz. Nr. 
261), die Anordnung über den Fortfall der 
Feiertagsbczahlung bei unentschuldigtem 
Fernbleiben von der Arbeit vor oder nach 
Feiertagen vom 16. März 1940 (RABL I 
S. 125) und § 12 der Zweiten Anordnung zur 
Sicherung der Ordnung in den Betrieben des 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitsein- 
satz vom 23. September 1944 (DRAnz. Nr. 
224) sowie alle bisherigen Bestimmungen der 
Länder und der Reidistreuhänder und Son- 
dertreuhänder der Arbeit über die Lohn- 
zahlung an Feiertagen außer Kraft. Dies gilt 
nicht für die Bestimmungen über Feiertags- 
zuschläge in noch geltenden Tarifordnungen, 
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